
Kommentare In Tarifverhandlungen
kommt Bewegung
Ärztegewerkschaft fordert 10 Prozent mehr

Düsseldorf. (dpa) In die Tarif-
verhandlungen für die rund
55 000 Ärzte an den kommu-
nalen Krankenhäusern
kommt Bewegung. Die Ar-
beitgeber kündigten gestern
für die nächste Verhandlungs-
runde ein konkretes Angebot
an. Zugleich erteilte die Verei-
nigung der kommunalen Ar-
beitgeberverbände Erwartun-
gen auf große Gehaltssprünge
eine Absage. Dafür gebe es
überhaupt keinen Spielraum,
erklärten sie nach der zweiten
Verhandlungsrunde in Düs-
seldorf. Die Ärztegewerk-
schaft Marburger Bund for-
dert für die Mediziner durch-
schnittlich 10,2 Prozent mehr
Gehalt und die Angleichung
der Ost-Einkommen an das

West-Niveau.
Der Verhandlungsführer

der Gewerkschaft, Lutz Ham-
merschlag, bezeichnete die
rund vierstündigen Gesprä-
che als „intensiv und interes-
sant”. Es sei detailliert über
die Forderungen des Marbur-
ger Bundes gesprochen wor-
den. Auf diesen positiven Sig-
nalen lasse sich bei der dritten
Verhandlungsrunde am 20.
und 21. Februar in Offenbach
am Main aufbauen. Der Ver-
handlungsführer der Arbeit-
geber, Joachim Finkelnburg,
sagte, die Forderungen der
Ärzte seien für die kommuna-
len Kliniken nicht verkraftbar.
„Finanziell sind uns durch die
Vorgaben des Gesetzgebers
die Hände gebunden.”

Bube, Dame, Joker
Hessens Parteien fällt die Wahl schwer
Von Bodo Zapp

Wie, Koch ist vorne? Das
mitternächtliche Überhol-
manöver der CDU hat ges-
tern viele überrascht, die
am langen Wahlabend von
einem SPD-Vorsprung in
Hessen ausgehen mussten.
Was nicht bedeutet, dass
die Wahl-Weiterrechnungen
umgeschrieben werden
müssen, denn klar ist nichts.
Bis auf die Bestätigung der
Weisheit, dass man das Fell
des Bären nicht verteilen
sollte, bevor er erlegt ist.

Roland Koch habe den
Wählerauftrag zur Regie-
rungsbildung erhalten, sagt
Merkel. Mehrheit sei Mehr-
heit, und sei sie noch so
hauchdünn. Die Mehrheit
habe klar gemacht, dass sie
Koch nicht mehr haben will,
folglich werde die „gefühl-
te” Siegerin Andrea Ypsilan-
ti mit den anderen Parteien
sprechen, sagt Kurt Beck.
Recht haben beide, aus ihrer
Sicht. Ein wenig erinnert die
Deutung des SPD-Chefs al-
lerdings an Schröders Auf-
tritt nach der Bundestags-
wahl, als er Merkel jedes
Kanzler-Recht absprach, un-
geachtet der Zahlen.

Man mag Koch ein Sym-
pathie-Defizit nachtragen
und auf die satte Stimmen-
Abstrafung verweisen - pro-
zentual hat er die Kurve
noch soeben bekommen.
Andrea Ypsilanti, den meis-
ten außerhalb Hessens zu-
vor nur als etwas farblose
SPD-Rote bekannt, ist nach
den flüchtigen TV-Eindrü-
cken des Wahlabends wohl
befähigt für das Spitzenamt
im Hessenland. Aber auf ei-
nen unstrittigen Minister-
präsidentin-Auftrag kann
sich die Senkrechtstarterin
auch nicht berufen.

Es wird schwierig in Hes-
sen, für alle. Und es wird

sich hinziehen mit der Part-
nerfindung. Die Karten sind
kompliziert gemischt. Bube,
Dame: Den Königsweg
kennt keiner. Eine Joker-Rol-
le schreibt die SPD der FDP
zu: Dreierbund mit den Grü-
nen, das würde passen. Nur
will die FDP nicht mitspie-
len. Noch? Rot-Dunkelrot-
Grün ist auch gut vorstell-
bar, findet die Linke. Da
schüttelt sich die SPD. Wie
lange? Schwarz-Gelb-Grün:
Auch denkbar, für manche
mit Magenschmerzen.

Nach der Wahl ist vor der
Qual. Es geht ja nicht nur
um vorherige Festlegungen,
und im Falle der Meinungs-
„Aktualisierung” um Täu-
schungsvorwürfe. Es geht
vor allem um deutliche Un-
terschiede in der Sache.
Schule, Energie: Da passt in-
haltlich nicht zusammen,
was rechnerisch zusammen
kommen könnte.

Also große Koalition, mit
Personalkarussell? Koch löst
als Wirtschaftsminister in
Berlin Glos ab, der ins Ver-
teidungsministerium wech-
sel, dessen bisheriger Chef
Jung nach Hessen zurück-
kehrt und Ministerpräsident
wird - da können Schwin-
delgefühle aufkommen.
Aber käme auch Freude auf?

Im Blick voraus auf die
Bundestagswahl 2009 wird
man bei den Strategen der
großen Parteien eher nervö-
ses Augenflackern feststel-
len. Fünf Parteien machen
die taktischen Rechnungen
nicht einfacher. Wahlen
werden in der Mitte gewon-
nen, das bleibt als Regel er-
halten. Aber verschiebt sich
die Mitte nach links? Müs-
sen sich die Konservativen
in der Union sozialdemokra-
tischer geben? Hätte ein
Merkelbeck die besten Ge-
winnchancen? Es gibt keine
einfachen Antworten mehr.

Brautschau Karikatur: Tomicek

Ein Anruf, und das Licht geht an
Als Dörentrup kein Geld für Straßenbeleuchtung mehr hatte, wurden Bürger zu Erfindern

Von Kerstin Eigendorf

Dörentrup.

Bei Anruf Licht. So könnte
man die Idee von Dieter
Grote nennen, mit der er
ein jahrelanges Problem in
seinem Heimatort gelöst
hat. Denn sobald der Uhr-
zeiger in Dörentrup auf
22.30 Uhr zuging, erloschen
alle Straßenlaternen. Den
Gemeinden ging das Geld
und in Dörentrup das Licht
aus. Und die Dörentruper
tappten im Dunkeln.

stoß, sich als Bürger für die
Straßenbeleuchtung einzuset-
zen, gab seine Frau Angelika,
die Angst um ihre Kinder hat-
te, die am Wochenende oft
spät nach Hause kamen. „Das
ist schließlich gefährlich in
dieser Dunkelheit. Überfälle
passieren schnell”, sagt sie. Ihr
Rat an ihren Mann: „Geh
doch mal zum Bürgermeister
und frag, ob man da nicht was
machen kann.” Und Dieter
Grote machte sich auf den
Weg - ohne Erfolg. Der Bür-
germeister konnte ihm nicht
helfen.

So nahm Dieter Grote die
Sache selbst in die Hand. Bei
einem Treffen mit dem Ge-
schäftsführer der Stadtwerke
Lemgo entstand schnell die
Idee, ein System zu entwi-
ckeln, mit dem Straßenlater-
nen individuell per Telefonan-
ruf eingeschaltet werden kön-
nen. Das war im Winter 2006.
Sechs Wochen später war die
Idee „Dial4Light” Realität. Ei-
ne Teststrecke wurde einge-
richtet: Zweieinhalb Kilome-
ter lang mit 20 Straßenleuch-
ten. Wer sich auf einer Inter-
netplattform registiert, kann
den Straßenzug in Dörentrup
mittels eines Codes durch ei-
nen Telefonanruf für 15 Minu-
ten zum Leuchten bringen.
„Ein Rollstuhlfahrer, der in
den frühen Morgenstunden
mit seinem Hund unterwegs
ist, hat sich ebenso gefreut wie
alle Dörentruper Bürger.
Auch der Bürgermeister ist be-

Anruf genügt
und das Licht
geht an: Frank
Bräuer, Angeli-
ka und Dieter
Grote hatten
eine einmalige
Idee.
Foto: Eigendorf

geistert”, sagt Dieter Grote.
Rein technisch sei die Idee

relativ schnell umzusetzen ge-
wesen, erzählt Frank Bräuer,
Projektmanager bei den
Stadtwerken Lemgo. „Es wur-
de ein Modem in den Schalt-
kasten eingebaut.” Die Soft-
ware entwickelte kurzerhand
eine Dörentruper Firma.

„Auch als Bürger kann man
viel erreichen. Man muss
nur hartnäckig sein.”

Dieter Grote

Nun würde der Bürger ei-
gentlich 50 Cent für 15 Minu-
ten Licht zahlen. „Doch da es
sich um eine Pilotstrecke han-
delt, die erst in Kürze auf Nor-
malbetrieb umgeschaltet wer-
den soll, zahlt momentan kein
Bürger”, sagt Bräuer. In Kürze
will er mit Vertretern der Ge-
meinde Dörentrup verhan-
deln, ob die Kosten von der
Kommune getragen werden
können. „Schließlich ist das
ein geringer Betrag für eine
Kommune im Dienste der

Bürgerfreundlichkeit.”
Aber nicht nur für Orte, die

ihre Straßenlaternen bereits
früher ausschalten, ist das
Konzept interessant. Auch
Kommunen und Städte, die
das Licht immer noch die gan-
ze hindurch Nacht brennen
lassen, sind potenzielle Kun-
den für das Dial4Light-Kon-
zept. „Wenn Licht individuell
geschaltet werden kann, spart
das enorme Kosten. Denn im
eigenen Treppenhaus lässt
man das Licht auch nicht un-
nötig brennen”, vergleicht
Bräuer. Anfragen aus ganz
Deutschland, Kalifornien,
Wien und Marbella gab es be-
reits.

Dieter Grote und seine Frau
sind zufrieden. Ihre Rechnung
ist aufgegangen. „Auch als
Bürger kann man viel errei-
chen. Man muss nur hartnä-
ckig sein”, sagt Dieter Grote.
Wenn er sich aussuchen
könnte, was er mit seiner Er-
findung mit einem Anruf zum
Leuchten bringen würde, hat
er schon eine Idee: „Den Eif-
felturm natürlich. Die Num-
mer des Pariser Bürgermeis-
ters habe ich schon.”

Dass die Bürger sich Sorgen
um den nächtlichen Heimweg
ihrer Teenager am Wochen-
ende machten oder der Nach-
hauseweg von der Spätschicht
zu einem Hindernis wurden,
bedachte niemand. Da Dö-
rentrup bei Lemgo in ländli-
cher Region nahe eines Wal-
des liegt, „sieht man um diese
Uhrzeit wirklich nichts mehr.
Bordsteine werden zu Stol-
perfallen”, sagt Dieter Grote.

Den entscheidenden An-

Pressestimmen

zu den US-Vorwahlen

Clinton richtet ihren Blick
auf die 22 Staaten, die am
Super Tuesday, am 5. Feb-
ruar, ihre Vorwahlen abhal-
ten. Dort stehen ihre Chan-
cen viel besser, weil das Ge-
wicht der Schwarzen nicht
so groß und ihre Wahl-
kampfmaschine hier akti-
ver ist. Die Demokraten
werden South Carolina
rasch abhaken, der neue,
harte Ton der Auseinander-
setzung wird bleiben.

Obama musste Hillary
Clinton in South Carolina
besiegen, um Chancen auf
die Präsidentschaftskandi-
datur zu wahren. Obama
profitierte davon, dass die
Clinton-Kampagne ihn als
Kandidaten zu isolieren
versucht, der die Interes-
sen der Schwarzen vertritt.
In South Carolina erreichte
Hillary Clintons Ehemann
Bill mit Sticheleien gegen
Obama das Gegenteil.

Amerika will den Wechsel
(...). Zwei Indizien: In der
traditionellen Republika-
ner-Hochburg South Caro-
lina gaben bei den Vor-
wahlen mehr Wähler ihre
Stimmen für die Demokra-
ten als für die Bush-Partei
ab. Und: Die Medien fo-
kussieren sich immer stär-
ker auf den Zweikampf
der demokratischen Kandi-
daten.

Leise rieselt der Staub
Kleinste Umweltzone Deutschlands
Von Joachim Karpa

Im Dortmunder Norden
liegt Deutschlands kleinste
Umweltzone. 300 Meter
Straße, die Brackeler Straße.
Ein Name, der als kleines
Stück Umweltschutz Ge-
schichte schreibt. Und dazu
lacht die ganze Republik.
Die Rede ist gar von einem
300 000-Millimeter-Witz, ei-
nem Schildbürgerstreich im
buchstäblichen Sinn.

All das darf die Verant-
wortlichen in Arnsberg nicht
überraschen. Der Laie
staunt über den Umwelt-
schutz nach Sauerländer
Art. So überschaubar, so
einsehbar und so wenig

nachvollziehbar. Selbst die
Stadt Dortmund findet für
dieses Vorhaben kein Ver-
ständnis. Zu Recht.

Es bringt nichts. Aktionis-
mus, der mehr für Verwir-
rung sorgt als der Sache
dienlich zu sein. Andere
Städte fegen den Feinstaub
gründlicher weg. Siehe Ber-
lin, siehe Köln, siehe Hanno-
ver. Die Anwohner in Dort-
mund finden bei diesem To-
huwabohu nur ein müdes
Lächeln. Warum? Auf diese
Weise löst sich Feinstaub
nicht in Luft auf. Jetzt rieselt
es nicht mehr vor dem
Haus, sondern hinter dem
Haus, aber da steht ja auch
kein Mess-Container.

Neue Serie

Bürger nehmen Dinge in die Hand
In der heute startenden Politik-
Serie der WESTFALENPOST stel-
len wir Bürger vor, die es mit
ihrem Engagement geschafft
haben, in ihrer Stadt oder Ge-
meinde etwas zu bewegen. Als
Kommunen kein Geld oder kei-
nen Willen hatten, etwas zu
tun, haben sie den Politikern
gezeigt, wie es gemacht wird -
von der Entschuldung der Ge-

meinde über die Verbesserung
der Grundversorgung bis hin
zum Erhalt von Freibädern. Ei-
nige Projekte waren Teil einer
Studie des Forschungszent-
rums für Bürgerliches Engage-
ment an der Universität Pader-
born. Die Beispiele sind Vorzei-
ge-Projekte, deren Nachah-
mung auch anderen Kommu-
nen helfen könnte. (keig)

Leserbrief

Leserbriefe müssen nicht der
Meinung der Redaktion ent-
sprechen. Kürzungen behalten
wir uns vor.
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Noch mehr
Leichen im Keller
Betr.: Nokia

Nokia scheint wohl jetzt unter
Beschuss zu sein, weil hier
akut Arbeitsplätze kaputt ge-
macht werden, ganze Famili-
en am Hungertuch nagen
müssen u.s.w. Aber wenn erst
bei drohenden Werksschlie-
ßungen herauskommt, dass
die Firma einen Subventions-
betrug begangen hat, weil Ar-
beitsplätze nicht besetzt wur-
den, dann frage ich mich, ob es
nicht noch mehr Leichen im
Subventionskeller gibt. Hat
die Politik nur die Steuergel-
der verprasst, ohne darauf zu
gucken, was damit geschieht?
Carsten Rensinghoff
Marburg

Gerichtssaal in den Wald verlegt
Prozess um Rekrutenmisshandlung: Ortstermin in Coesfelder Freiherr-vom-Stein-Kaserne

Münster/Coesfeld. (dpa) Im
Prozess gegen frühere Bun-
deswehr-Ausbilder wegen
Misshandlung von Rekruten
hat das Gericht das Gelände
der Kaserne im münsterländi-
schen Coesfeld besucht. Rich-
ter, Staatsanwälte und Vertei-
diger besichtigten gestern
zwei Keller und eine Sandgru-
be. „Viel Land, wenig Ge-
richt”, witzelten Beobachter
des Bundeswehr-Prozesses
gestern, als sie in den Wäldern

nahe der Freiherr-vom-Stein-
Kaserne standen.

Dort sollen die Rekruten
gefesselt, mit Wasser bespritzt
und mit leichten Stromstößen
traktiert worden sein. Der
Ortstermin habe keine we-
sentlichen neuen Erkenntnis-
se gebracht, sagte der Spre-
cher der Staatsanwaltschaft
Münster, Wolfgang Schweer.
Der Prozess geht nun in die
entscheidende Phase. Der
Vorsitzende Richter, Thomas

Mattonet, kündigte an, am 6.
Februar die Beweisaufnahme
zu schließen. Dann folgen die
Plädoyers von Staatsanwalt-
schaft und Verteidigung.

Während der fast einjähri-
gen Verhandlung hatten die
Ausbilder zumeist zwar einge-
räumt, dass es zu den in der
Anklage geschilderten Vorfäl-
len gekommen sei. Doch sei
dies nicht als Schikane, son-
dern als „Höhepunkt der Aus-
bildung” gedacht gewesen.

Selbst seien sie weder beteiligt
gewesen, noch hätten sie gese-
hen, wer strafrechtlich rele-
vante Taten begangen habe.

Ursprünglich waren 17 Un-
teroffiziere und der Kompa-
niechef im Range eines
Hauptmannes angeklagt.
Nach ersten Freisprüchen,
Verfahrenseinstellungen so-
wie Verurteilungen zu Geld-
und Bewährungsstrafen sit-
zen noch zehn ehemalige Aus-
bilder auf der Anklagebank.
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Kommentare „Mangel an
Bewerbern für
Polizeiberuf”
Duisburg. (ddp) Die Deutsche
Polizeigewerkschaft (DPolG)
hat eine Ausbildungsoffensive
für den Polizeiberuf gefordert.
Schon jetzt zeichne sich ein
Bewerbermangel ab, der sich
in den nächsten Jahren noch
verschärfen könnte, sagte
DPolG-Landeschef Rainer
Wendt gestern in Duisburg.
Die NRW-Landesregierung
werde deshalb ihr Ziel, pro
Jahr 1100 neue Beamte einzu-
stellen, kaum erreichen kön-
nen. „Deshalb haben wir vor-
geschlagen, wieder verstärkt
Realschüler anzusprechen
und ihnen den Weg in die Po-
lizei zu eröffnen”, sagte
Wendt.

In Nordrhein-Westfalen
können sich nach Gewerk-
schaftsangaben nur noch Be-
werber mit Fachhochschulrei-
fe oder Abitur bewerben.

Pressestimmen

zu Serbien

Mit ihrer konzept- und
ideenlosen Balkan-Politik
hat es die EU der Belgrader
Führung auch leicht ge-
macht, sich bislang der po-
litischen Verantwortung
für die jüngsten Balkan-
kriege zu entziehen. Statt-
dessen kann sich das Land
vor aller Welt als Opfer ei-
ner neuen europäischen
Kolonialpolitik fühlen.

Das Wahlergebnis aus Bel-
grad trägt nicht zur Beru-
higung bei: Knapp die
Hälfte der Wähler votierte
für einen extremen Natio-
nalisten. Umso lauter wird
die Frage in Brüssel ge-
stellt, ob man sich solche
unsicheren Kantonisten
wirklich antun soll - mit
vollem Stimmrecht und
uneingeschränkter Förder-
berechtigung.

Brüssel ist es nicht gelun-
gen, die Bedenken in Serbi-
en gegen den Westen zu
zerstreuen. Die dort poli-
tisch gewollte und ange-
sichts der albanischstäm-
migen Bevölkerungsmehr-
heit im Kosovo nachvoll-
ziehbare Loslösung der Pro-
vinz vom Stammland lässt
das jugoslawische Restland
als Spielball der Politik er-
scheinen.

Schmerzlicher Prozess
Kirchen verkaufen ihre Gotteshäuser
Von Andreas Thiemann

Entwidmung. Umnutzung.
Vermarktung. Es sind unge-
wohnte, wohl auch unheim-
liche Begriffe, die in dieser
Zeit in die Terminologie der
Volkskirchen aufgenommen
werden. Volkskirchen? Viel-
leicht müssen wir uns auch
bald von diesem Begriff ver-
abschieden.

Im dutzendfachen Ver-
kauf der Gotteshäuser wird
der längst stattfindende
Umbruch der christlichen
Glaubensgemeinschaften
nach außen hin vielleicht
am deutlichsten. Während
die Minarette munter und
selbstbewusst in die Zu-
kunft wachsen, herrscht bei
Katholiken und Protestan-
ten bedrückte, mitunter so-
gar fatalistische Stimmung.
Natürlich ist das Bibel-Wort
richtig: „Gott ist nicht an
Gebäude gebunden.” Doch
es vermag nicht wirklich zu
trösten. Denn zwischen der
theologischen Dimension
und der tagtäglichen Ver-

trautheit klafft nun einmal
die Wunde des Abschieds-
schmerzes. Und es ist ja
auch nicht im Kern die Auf-
gabe der einen oder der an-
deren Kirche, die so betrof-
fen macht. Hier manifestiert
sich vielmehr der weithin
sichtbare Ausverkauf einer
ganzen Glaubenskultur.
Aber wer jetzt beklagt, dass
aus seinem Gotteshaus ein
Restaurant gemacht wird,
muss sich auch fragen las-
sen, wie oft er seine Kirche
eigentlich in den letzten
Jahren besucht hat.

Vom Gesundschrumpfen
ist vornehmlich in evangeli-
schen Kreisen seit geraumer
Zeit schon die Rede. Aber
erst allmählich begreifen
wir, dass dieser Prozess ein
sehr schmerzlicher ist: Wir
sind dabei, ein gutes Stück
unserer Identität, auch un-
serer europäischen Wurzeln
zu verlieren. Aber dazu wol-
len wir uns ja noch nicht
einmal in der Präambel ei-
ner gemeinsamen Verfas-
sung bekennen.

Endspurt Karikatur: Tomicek

Die Freibad-Retter von Menden
Hartnäckigkeit von Bürgern brachte Politik zum Umdenken: „Die Leitmecke” lebt weiter

Von Kerstin Eigendorf

Menden.

Als Christian Scholz am 1. Ja-
nuar 2007 den Schlüssel für
das Bürgerbad Leitmecke aus
der Hand des Bürgermeisters
Rudolf Düppe erhielt, löste
sich der Stress für einige Mi-
nuten in Luft auf. Umringt
von einer Menschentraube
ehrenamtlicher Helfer,
schien der harte Kampf für
eine kurze Zeit vergessen.
Das Ziel war erreicht: Das
Freibad Leitmecke lebte
weiter.

Doch der Kampf, den Scholz
und seine Mitstreiter geführt
haben, füllt nicht nur einen
Aktenordner. „Seit vier Jahren
bin ich jeden Tag mit der Leit-
mecke - wie das Freibad in
Menden genannt wird - be-
schäftigt”, erzählt der 47-Jäh-
rige. Und das neben einem
Vollzeit-Job außerhalb von
Menden und seiner Berufung
als Schwimmtrainer. „Lang-
sam reicht es meiner Frau
auch”, gibt er zu.

Alles fing mit dem Problem
an, das Bürgern in vielen

Schaffen wir das? Diese bange Frage wurde 2006 mit „Wir machen das” beantwortet. Christian
Scholz und Sonja Henze am geretteten Bürgerbad Leitmecke in Menden. Foto: Martina Dinslage

bad dürfen nur 500 Personen
rein, das Wasser ist unbeheizt
und das Hallenbad ist viel zu
klein. Das ging einfach nicht
in einer Stadt mit der Größe
von Menden”, erzählt er. Da-
her nahm die Bürgerinitiative
den Kampf um das Freibad
auf. Innerhalb weniger Wo-
chen sammelten er und seine
Mitstreiter 5000 Unterschrif-
ten für den Erhalt des Freiba-
des in ursprünglicher Form.
Als passionierter Schwimmer,
ein Herzensanliegen.

Nachdem die Bürgerinitia-
tive die Unterschriften beim
Bürgermeister abgegeben hat-
te, entwickelte er ein Konzept.
Als Controller war er den Um-
gang mit Zahlen gewöhnt. Die
Idee: Einen Verein gründen
und als Mitglieder bestimmte
Aufgaben übernehmen. „So
hätten wir 40 000 Euro Perso-
nalkosten sparen können”, so
das Ergebnis seiner Rech-
nung. Er stellte einen Bürger-
antrag. Doch die Politik lehn-
te den Vorschlag ab.

Wohl auch wegen der Hart-
näckigkeit der Bürger kam
Ende 2005 dann der plötzli-
che Sinneswandel. „Nachdem
wir uns anhören konnten, die
Unterschriften hätten sicher
Kinder geleistet, kam der Vor-
schlag aus dem Stadtrat, ein
Verein könne das Bad doch in
Eigenregie betreiben”, erzählt
Scholz. 750 000 Euro Investi-
tionskosten stünden zur Ver-
fügung, den Rest müsse der

Verein bewerkstelligen.
Christian Scholz schluckte.
„Da kriegen sie es mit der
Angst zu tun”, gibt er zu. Im-
mer wieder die gleiche Frage:
Schaffen wir das? Im April
2006 folgte die Entscheidung
einer Kerngruppe aus acht bis
zehn Personen: „Wir machen
das!” Ein Förderverein und
ein Betreiberverein wurden
gegründet.

„Sie forderten unter
Berufung auf die
Kommunalaufsicht, wir
sollten 200 000 Euro als
Bürgschaft hinterlegen.”

Christian Scholz

Doch damit nicht genug.
Die Politik traute den Freibad-
rettern nicht wirklich über
den Weg, wollte sich absi-
chern. „Sie forderten unter
Berufung auf die Kommunal-
aufsicht, wir sollten 200 000
Euro als Bürgschaft hinterle-
gen”, berichtet Scholz. Aus
dem Stegreif unmöglich.
Doch der Verein kämpfte, gab
nicht auf. In der Innenstadt
wurden Spenden gesammelt.
„Von 10 bis 1000 Euro.” Fi-
nanzstarke Sponsoren sorg-
ten für den Rest. „Einer hat so-
gar 100 000 Euro hinterlegt,
sonst hätte es nicht geklappt”,
berichtet Scholz als Vorsit-

zender des Betreibervereins.
Und Dank dieses Mutes

und Bürgerengagements
konnte das Freibad Leitmecke
am 1. Mai 2007 durch Bürger-
hand geöffnet werden. Dutz-
enden Helfern als Aufsicht, in
den Grünanlagen, an der Kas-
se, bei der Technik, im Bereich
der Reinigung der Becken sei
Dank. „Ohne die vielen Bür-
ger gäbe es die Leitmecke in
dieser Form nicht mehr”, be-
tont Scholz. Sie ist Freizeit-
treffpunkt, Sportstätte, Ur-
laubsersatz. Hier planscht das
Kind im Babybecken, dort
schwimmt der Senioren-
Frühschwimmer im großen
Becken.

Momentan wird allerdings
saniert. Neue Technik, Zu-
und Ableitungen, Heizungs-
anlage und Edelstahlrinne.
Immer die Kosten im Auge. Im
Mai wollen sie fertig sein.
Scholz und seine Mitstreiter
verhandeln mit Baufirmen,
machen Malerarbeiten und
rechnen immer und immer
wieder. Das Ziel ist klar: „Wir
wünschen uns, das Bad wirt-
schaftlich über die vereinbar-
ten 15 Jahre betreiben zu kön-
nen. Denn die Leitmecke ist
seit 80 Jahren eine Institution
in Menden - und das soll auch
so bleiben.” Und was wünscht
er sich, nachdem er sein gro-
ßes Ziel erreicht hat? „Dass
die Politik endlich lernt, dass
man die Bürger mit ins Boot
nehmen muss.”

Kommunen schlaflose Näch-
te bereitet. „Die Stadt hatte
kein Geld mehr, um drei Frei-
bäder zu erhalten. Um die
Jahrtausendwende wurde ei-
nes über Nacht dicht ge-
macht”, erinnert sich Chris-
tian Scholz. 2004 entstand
dann im Rathaus die Idee, aus
den beiden übriggebliebenen
Freibädern Naturbäder zu
machen. Laut Ratsbeschluss
im Juli 2004 sollten jeweils
750 000 Euro bereit gestellt
werden. „Die Politik hatte
aber völlig falsche Vorstellun-
gen von Naturbädern. Die
dachten, wir machen einen
Zaun und ein Tor drumherum
und dann ist die offene Bade-
stelle perfekt”, sagt Scholz.
Nach dem Motto: „Keine Auf-
sicht, keine Energiekosten,
kostet einfach nichts.”

Trotz vorgetragener Beden-
ken, was die Kosten betraf, be-
gann der Umbau des Freiba-
des Biebertal, die Leitmecke
sollte folgen. Das wollte die
Bürgerinitiative, die sich mitt-
lerweile gegründet hatte, aber
so nicht hinnehmen. „Men-
den brauchte ein konventio-
nelles Freibad. In das Natur-

Eher etwas fürs Image
SAT 1 entdeckt die Nachrichten für sich
Von Susanne Manasterni

Der private Fernsehsender
SAT 1 steckt seit längerem
in der Krise. Die Einschalt-
quoten sind mehr schlecht
als recht. Formate werden
gestrichen. Selbst ein bruta-
ler Sparkurs, bei dem im
vergangenen Sommer Nach-
richtensendungen sowie
Personal abgebaut wurden
und man Moderator Tho-
mas Kausch über Nacht vor
die Tür setzte, brachten kei-
ne Änderung.

Nun ist seit einigen Mo-
naten Torsten Rossmann,
einst N24-Mann, zum zwei-
ten Geschäftsführer aufge-

stiegen. Und er dreht nun
den Spieß um: SAT 1, be-
kannt für politisch eher
oberflächliche Beiträge und
großen Hang zu Boulevard-
themen, setzt wieder auf ei-
ne Nachrichtensendung. Auf
eine, die einen seriös wir-
kenden Titel trägt. Auf eine,
die von einem Nachrichten-
chef mit fachlichem Hinter-
grund präsentiert wird. Und
vor allem: Die in direkter
Konkurrenz zur ARD-„Tages-
schau” steht.

Eine Attacke auf das
Nachrichtenflaggschiff wird
SAT 1 nicht gelingen. Die
neue Sendung ist wohl eher
etwas fürs Image.

Leserbriefe

Jedes Mal Ruf
nach Bürokratie
Betr.: Kommentar „Der Staat
will’s wissen” (5.2.2008)

Ist es nicht schön, wie sich Ihr
Kommentator über Bürokra-
tie aufregt? Ich empfehle ihm,
nur ein halbes Jahr lang die
Zeitungen – vor allem auch
die eigene – aufmerksam da-
rauf zu untersuchen, in wie
vielen Fällen dort nach mehr
Einzelfallgerechtigkeit, besse-
rer Überwachung und Kon-
trolle bzw. wirksamerem
Schutz seitens der Behörden
verlangt wird. (...) Jedes Mal
bemängeln die Zeitungen die
Effektivität unserer Behörden
und fordern letztlich nichts
anderes als mehr Bürokratie.
In den Redaktionsstuben
muss endlich darüber geredet
werden, was man will! Schluss
mit der Doppelmoral populis-
tischer Journalisten!
Bernd Sieren, Marsberg

Nicht anders
als Börner
Betr.: Leserbrief zu Koch (5.2.)

Nein, Herr Stücker, Sie nen-
nen nur die Ihnen passenden
Wahlergebnisse in Hessen
vom Jahr 1983. Im Vorjahr
1982 wurde die CDU mit 45,6
Prozent eindeutig stärkste
Partei, denn die SPD kam nur
auf 42,8 Prozent. Mit den Grü-
nen, die auf 8 Prozent kamen,
mochte sich Herr Börner
(noch) nicht ins Koalitions-
bett legen, sondern erst im De-
zember 1985. Börner hat also
als eindeutiger Verlierer noch
viel stärker als Koch geklam-
mert. Kein Wunder, denn
nach der hessischen Verfas-
sung kann die alte Regierung
so lange im Amt bleiben, bis
sich eine neue Koalitions-
mehrheit gebildet hat. Nichts
anderes tut „Verlierer” Koch
jetzt mit seinem hauchdünnen
CDU-Vorsprung.
Josef Gödde, Olsberg

Leserbriefe müssen nicht der
Meinung der Redaktion ent-
sprechen. Kürzungen behalten
wir uns vor.

Fakten statt Vorurteile
Keine Zuwanderungswelle aus dem Osten
Von Katrin Teschner

Der polnischen Klempner
war das Schreckgespenst
der EU-Osterweiterung; er
stand für Wanderarbeiter,
für billige Arbeitskräfte, die
den Einheimischen die Jobs
streitig machen. Die Panik-
mache war nicht gerechtfer-
tigt. Völlige Entwarnung
freilich auch nicht. Was zur
Zuwanderung in die Welt
gesetzt wird, ist jeweils in-
teressengesteuert: Studien
von deutschen Wirtschafts-
verbänden, die von regem
Andrang wissen wollen,
ebenso wie umgekehrt die
Untersuchung der Brüsseler

Organisation ECAS, die für
EU-Bürgerrechte kämpft
und zum umgekehrten Er-
gebnis kommt.

Es wird Zeit, sich von Vor-
urteilen zu verabschieden
und an das zu halten, was
immerhin gesichert ist: Zum
Beispiel, dass aus Polen be-
sonders junge und gut aus-
gebildete Fachkräfte in die
alten EU-Staaten zogen - Ar-
beiter, die in vielen Bran-
chen fehlten. Interessant ist
auch, dass sich mit dem EU-
Beitritt der Arbeitsmarkt in
den neuen Ländern ent-
spannt und dass sich lang-
fristig die Löhne angleichen
werden.
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Serie

Bürger nehmen Dinge selbst in die Hand
In dieser Serie stellen wir Men-
schen vor, die es mit ihrem bür-
gerlichen Engagement ge-
schafft haben, in ihrer Stadt
oder Gemeinde etwas zu bewe-
gen. Mit ihren Ideen haben sie
den Politikern ihres Ortes ge-

zeigt, wie es richtig gehen
kann.

Der Ideenreichtum beginnt
bei der Entschuldung der Ge-
meinde und geht über die Ver-
besserung der Grundversor-
gung bis hin zum Erhalt von

Freibädern und Büchereien.
Einige Projekte waren auch

Teil einer wissenschaftlichen
Evaluationsstudie des For-
schungszentrums für Bürgerli-
ches Engagement an der Uni-
versität Paderborn. (keig)

Nr. 31 · WESTFALENPOST PPL2_ Politik / NRW Mittwoch, 6. Februar 2008



Kommentare Gefangene
erwirtschafteten
44,9 Millionen €

Düsseldorf. (ddp) Die Gefan-
genen in nordrhein-westfäli-
schen Haftanstalten haben im
vergangenen Jahr durch ihre
Arbeit rund 44,9 Millionen
Euro erwirtschaftet. Dies sei
eine Steigerung gegenüber
2006 (44,4 Millionen Euro)
und 2005 (43,45 Millionen
Euro), teilte Justizministerin
Roswitha Müller-Piepenköt-
ter gestern mit. Die Beschäfti-
gung sei ein wichtiger Beitrag
zum Ziel, den Gefangenen die
Eingliederung in das Arbeits-
leben zu ermöglichen. Der
Landeshaushalt werde durch
die Einnahmen aus der Häft-
lingsarbeit „in nicht unerheb-
lichem Maß entlastet”, sagte
die Ministerin weiter. Von der
Produktion von Möbeln bis
zur Herstellung von Backwa-
ren üben die Gefangenen viel-
fältige Tätigkeiten aus.

Pressestimmen

zum Transrapid

Das Aus für den Transrapid
kommt nicht mehr überra-
schend. Außer der CSU-
Landesregierung hat nie-
mand mehr geglaubt, dass
in München das finanzier-
bar wäre, was schon in
NRW nicht darstellbar war:
eine bezahlbare Magnet-
schwebebahnstrecke in
Deutschland. Der Faszina-
tion der Technik sind mit
Wolfgang Clement und Ed-
mund Stoiber zwei ähnli-
che Typen erlegen.

Welch peinliche Pleite:
Das Aus für eine Transra-
pidstrecke in München be-
deutet nicht nur eine poli-
tische Blamage für Bayern.
Auch die deutsche Wirt-
schaft hat sich nicht gera-
de mit Ruhm bekleckert.
Wer begeistert von einer
Zukunftstechnologie ist,
muss auch andere begeis-
tern können mit einer Re-
ferenzstrecke im eigenen
Land.

Über Jahrzehnte faszinier-
te die Machbarkeit des be-
rührungslosen Schienen-
verkehrs vor allem Männer
der Politik, die in der
Magnetbahn die Eisen-
bahn des 21. Jahrhunderts
zu erkennen glaubten.
Heute kommen auch naive
Befürworter nicht um eini-
ge Einsichten herum: Der
Transrapid passt zu den
Verkehrsbedürfnissen in
Deutschland wie ein Welt-
raumflug zum Mallorca-
Urlaub.

Gezähmter Furor
25 Jahre Grüne im Bundestag
Von Winfried Dolderer

Es genügt, sich die alten Bil-
der anzuschauen, um eine
Ahnung zu bekommen, was
das für ein Kulturschock
war. Zauselbärte im Selbst-
gestrickten, die sich in den
Sitzreihen des Hohen Hau-
ses breitmachten. Wilde
Weiber, die den konsternier-
ten Kanzler vom Rednerpult
herab belehrten, dass es
lustvolle Formen der Sexua-
lität gebe ohne jedes
Schwangerschaftsrisiko. Ein
Fraktionsgeschäftsführer,
der - mit Verlaub - den pro-
tokollarisch zweithöchsten
Würdenträger im Staate ein
Arschloch titulierte.

Mit den Grünen hat vor
25 Jahren der Furor der
Achtundsechziger verspätet
Einzug im Bundestag gehal-
ten. Den Grünen ist das
heute selber ein ganz klein
bisschen peinlich. Sie haben
sich eben in diesem Viertel-
jahrhundert fundamentaler

gewandelt als die gesamte
Konkurrenz. Von der „Anti-
Parteien-Partei” zur kon-
struktiven Opposition mit
Regierungserfahrung -
welch ein Kompliment für
die Integrationskraft der
parlamentarischen Demo-
kratie. Vom Radikalpazifis-
mus zur Mitverantwortung
für den ersten bundesre-
publikanischen Kriegsein-
satz - welch ein Beweis poli-
tischer Biegsamkeit.

Eine Zäsur war der Tag
vor 25 Jahren nicht zuletzt
deshalb, weil damals das
Dreiparteien-Idyll der alten
Bundesrepublik zu Ende
ging. Erstmals hatte sich ei-
ne neue politische Kraft
etabliert, weil sie neue Inte-
ressen artikulierte. In gewis-
sem Sinne begann damit ei-
ne Entwicklung, in deren
Verlauf die politischen Ver-
hältnisse an Übersichtlich-
keit zusehends einbüßten.
Nicht anders freilich als die
gesellschaftlichen.

Deutsches Vogelhäuschen Karikatur: Tomicek

Bauruine wird Kulturbahnhof
Verein „Kultur für Werl” hauchte Gebäude Leben ein / Vom Rockkonzert bis zur Lesung

Von Kerstin Eigendorf

Werl.

Ein uriger Bahnhof und Kul-
tur passen nicht zusammen.
„Doch”, dachten sich einige
Bürger in Werl und setzten
alles daran, die marode
Bahnhofsruine zu einem
kulturellen Mittelpunkt in
der Stadt zu machen.

Dass das kein einfacher Weg
werden würde, war den
Ideengebern zunächst noch
nicht klar. Ein junges Team,
bestehend aus Mitgliedern der
Jugendorganisationen der
Parteien, gab Ende 1999 den
Anstoß. Später kamen dann
noch andere Bürger hinzu, die
sich um die konkrete Umset-
zung kümmern wollten. „Dass
sich in Werl auf kultureller
Ebene etwas tun musste, war
vielen schnell klar”, sagt Ilona
Wijnen, 1. Vorsitzende des
Vereins „Kultur für Werl”, der
sich Anfang 2001 gründete,
um die Idee eines Kultur-
bahnhofes durchzusetzen.
Schließlich sei das Kulturan-
gebot lange Zeit verhungert.

Da kam der marode Bahn-
hof, der aus Kostengründen
noch nicht abgerissen worden
war, gerade recht. Ein Kultur-
bahnhof sollte entstehen. Mit
Konzerten, Lesungen und
Partys. Doch es gab noch viele
Hürden. „Wir haben zahlrei-

Ein Schmuckstück für Werl: Der Bahnhof erstrahlt in neuem Glanz. Seitdem er als Kulturzentrum
genutzt wird, ist er zur Anlaufstelle für die Bürger geworden. 2006 ging der Betrieb los. Fotos: wp

che Konzepte zur Finanzie-
rung durchgespielt, von der
Zwei-Etagen-Lösung bis zum
Riesenumbau”, erzählt Wij-
nen. Diese wurden der Stadt
vorgelegt. „Die Stadt betonte
von Anfang an, dass sie keine
Zuschüsse bewerkstelligen
könne.” Der Kulturbahnhof
musste sich alleine tragen.

Nach langer Planungs- und
Bewilligungsphase, in der so-
gar der Bund der Steuerzahler
eine Umfrage in Werl machte
und die Idee auf Verschwen-
dung von Steuergeldern hin
überprüfte, war es 2005 so-

weit. Der Umbau begann.
Zahlreiche Bürger packten

mit an. Streichen, Theke
bauen, Technik einrichten.

„Ohne so viele Freiwillige
hätte das nicht
funktioniert.”

Ilona Wijnen

Die Außenhülle konnte mit
Landesmitteln erneuert wer-
den. Und das Glück kam auch
zu Hilfe. „Kolping konnte ein
Projekt beantragen, bei dem
Jugendliche Baumaßnahmen
durchführten und so europäi-
sche Fördergelder beantragt
werden konnten”, erzählt
Olaf Grossmann, stellvertre-
tender Vereinsvorsitzender.
Die Jugendlichen konnten so
direkt am Objekt lernen und
arbeiten, und der Verein kam
mit dem Umbau voran. Auch
Mitarbeiter der Stadt beteilig-
ten sich. „Ohne so viele Frei-
willige hätte das nicht funktio-
niert”, weiß Ilona Wijnen.

Heute erstrahlt der Kultur-
bahnhof in neuem Glanz, ist
zu einem kulturellen Treff-
punkt geworden. Von Rock

bis Metal, von Kabarett bis Ü-
30-Party ist alles im Pro-
gramm. „Wir decken alle Al-
tersgruppen ab”, sagt Gross-
mann. Er spricht von einem
„Schmuckstück”.

Die Räumlichkeiten hat die
Stadt kostenlos zur Verfügung
gestellt. Die Betriebskosten
muss der Verein zahlen. Ne-
ben den Veranstaltungen ist
auch die Vermietung der Räu-
me an Privatleute ein finan-
ziell wichtiges Element. Schü-
ler und Studenten arbeiten als

Aushilfen im Kultur- und
Eventzentrum im Bahnhof.
„Wir haben die Bahnhofsrui-
ne mit Leben gefüllt”, sagen
die Vorsitzenden. Und neben-
bei blieb auch der kleine Fahr-
kartenschalter erhalten.

Verlogene Diskussion
Boykott der Olympia-Eröffnungsfeier
Von Thorsten Keim

Zu Olympischen Spielen gibt
sich die politische Welt-Pro-
minenz stets und gerne ein
Stelldichein. Kaiser, Könige
und Staatsmänner „ver-
edeln” das größte und be-
deutendste Sportereignis
der Welt mit ihrer Präsenz.
Nun geht ein Riss durch die-
se Olympia-Solidarität. Der
Tibet-Konflikt spaltet die
Politik-Branche in Gegner
und Befürworter eines tota-
len Boykotts oder zumin-
dest einer bewussten Eröff-
nungsfeier-Abstinenz.

Dabei ist diese kontrovers
geführte Diskussion verlo-
gen. Der komplette Westen
hat die Grenzen Chinas an-

erkannt und verfolgt ge-
schlossen die Ein-China-Poli-
tik. Taiwan ist international
isoliert. Alle Industriestaa-
ten haben ein vitales Inte-
resse, mit der kommenden
Weltmacht möglichst gute
Beziehungen zu pflegen, um
sich nicht den Zugang zu ei-
nem der größten Märkte
dieser Erde zu verbauen.

Statt eines Boykotts ist
das Vertrauen in die Mei-
nungsfreude der eigentli-
chen Protagonisten der
Weltspiele, die Sportler, der
bessere Weg. Deren ehrliche
Einschätzung an Ort und
Stelle in Peking kann mehr
bewirken als viele kluge
Kommentare der Medien -
oder als ein Boykott.

Leserbriefe

Leserbriefe müssen nicht der
Meinung der Redaktion ent-
sprechen. Kürzungen behalten
wir uns vor.

Pauschale
ist finanzierbar
Betr.: Pendlerpauschale

Mit Interesse habe ich den
Vorschlag von CSU-Chef Hu-
ber nach Wiedereinführung
der Pendlerpauschale ab dem
ersten Kilometer verfolgt. Die
erforderliche Summe von 2,5
Milliarden Euro ist angeblich
nicht finanzierbar. Diese Ar-
gumentation halte ich für
falsch. Die Summe ist nicht
nur finanzierbar, sie steht zur
Verfügung. Aufgrund der Er-
höhung der Spritpreise hat der
Fiskus durch Einnahmen bei
der Mineralölsteuer und der
damit verbundenen Mehr-
wertsteuereinnahme ein Plus
von 2,5 Milliarden Euro ver-
zeichnet. Nicht finanzierbar?
Wigbert Hermes
Meschede

Mama, warum
arbeitest du?
Betr.: Frauen-Studie

Junge Frauen wollen Kinder
und Karriere. Das ist das Er-
gebnis einer Studie. Bei diesen
Untersuchungen werden alle
möglichen Personen befragt -
bis auf eine. Folgende Bege-
benheit sollte nachdenklich
stimmem: Mama, warum
willst du nicht mit mir spie-
len? Weil ich keine Zeit habe!
Warum hast du keine Zeit?
Weil ich arbeite! Warum ar-
beitest du? Weil ich Geld ver-
dienen muss! Warum musst
du Geld verdienen? Um etwas
zu essen zu kaufen. Aber ich
habe doch keinen Hunger!
Josef Menke
Olsberg

Kopfprobleme
Vielen Eltern fehlt Zeit für ihre Kinder
Von Lorenz Redicker

Der Mann hat seine Familie
zu ernähren. Dieses Voller-
nährer-Modell ist längst
überholt, wie alle Statisti-
ken belegen. Aber es steckt
noch in den Köpfen. Vor al-
lem in den Köpfen von Fir-
men- und Personalchefs,
aber auch in den Köpfen der
Männer. Und so kommt es,
dass Väter zwar gerne mehr
Zeit für ihre Kinder hätten,
aber tatsächlich länger ar-
beiten als kinderlose Kolle-
gen. Machen die Frauen
dann wahr, was ihre Män-
ner doch immer unterstützt
haben - nämlich auch mit

Kind(ern) weiterzuarbeiten -
dann fehlt den Familien
Zeit. Zeit für die Kinder.

Die Lösung dieses Pro-
blems liegt nicht darin, dass
die Mütter weniger oder gar
nicht arbeiten. Sondern da-
rin, dass die Väter kürzertre-
ten. So jedenfalls sehen es
viele Eltern. Nur trauen sich
viele Väter nicht, wegen
vermuteter Vorbehalte beim
Chef, bei den Kollegen. Oder
aus Furcht vor dem Karriere-
knick. Oder sie dürfen tat-
sächlich nicht, etwa weil es
den Firmen an Flexibilität,
an Ideen mangelt.

Es muss sich noch einiges
ändern in den Köpfen.
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Viele Menschen halfen bei der Instandsetzung des Bahnhofs.
Auch Ilona Wijnen (3.v.l.) und Olaf Grossmann (2.v.r.) waren dabei.

Wolf warnt vor rechten Parteien
NRW-Verfassungsschutzbericht: Innenminister fürchtet Erstarken bei Kommunalwahlen

Düsseldorf. (epd) Die Zahl
extremistischer Straftaten in
Nordrhein-Westfalen ist nach
Angaben von Innenminister
Ingo Wolf im vergangenen
Jahr erneut angestiegen. Sie
nahmen um 7,2 Prozent auf
insgesamt 4300 Fälle zu, wie
Wolf bei der Vorstellung des
Verfassungsschutzberichtes
2007 gestern erklärte.

Ingo Wolf warnte vor dem
Erstarken der NPD und rech-
ten Gruppierungen bei anste-

henden Kommunal- und
Landtagswahlen. Mehr als die
Hälfte der Fälle politisch mo-
tivierter Straftaten in 2007
seien Propagandadelikte. Mit
3000 Fällen kamen dreiviertel
der extremistischen Straftaten
aus dem rechten Lager. 649
Fälle wurden dem linken
Spektrum und 292 politisch
motivierter Ausländerkrimi-
nalität zugeordnet.

Positiv bewertete der FDP-
Politiker den Rückgang der

politisch motivierten Gewalt-
taten im vergangenen Jahr. Sie
sanken um 5,4 Prozent.
Rechtsextremistische Gewalt-
taten verminderten sich um 14
Prozent auf 148 Straftaten.
Wolf sprach sich erneut gegen
ein Verbot rechter Parteien
oder Gruppierungen aus.

Sorgen bereitet den
Verfassungsschützern, dass
rechtsextremistische Parteien
ihre Aktivitäten zur Kommu-
nalwahl verstärken. Die

Rechtsextremen würden sich
politisch unverdächtigen The-
men wie Schule oder Kinder-
gärten widmen, um so Ver-
trauen zu gewinnen, warnte
Wolf. Die NPD an Rhein und
Ruhr habe 700 Mitglieder.

Wolf kündigte zudem Zu-
sammenarbeit mit muslimi-
schen Gemeinden an: „Terro-
ristische Gruppen wollen jun-
ge Muslime für den Kampf ge-
gen den Westen ködern. Dem
müssen wir entgegentreten.”
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